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Stadtbauamt   Vorlagen-Nr. 40/097/2021 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

26.07.2021 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 5   Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Photovoltaik-

Freiflächenanlage Gewann Buchhölzle" 

1. Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen 

2. Erneute Auslegung und Beteiligung 

 
Anlass der Planung: 
Der Anlass für die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist die Absicht des 
Energieversorgungsunternehmens ABO Wind AG, eine Freiflächen-Photovoltaikanlage zu 
errichten. Die Bauleitplanung soll auch dazu beitragen, den globalen Klimaschutz zu fördern. 
Dies kann im Wesentlichen dadurch erfolgen, dass der CO2-Ausstoß insgesamt verringert 
wird. Durch die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage wird ein wesentlicher Beitrag 
dazu geleistet, den bundesweiten Energiebedarf künftig durch regenerative Energien decken 
zu können. Die Stadt Aulendorf möchte die Entwicklung regenerativer Energien fördern und 
unterstützen. Das vorliegende Plangebiet eignet sich aufgrund seiner Topographie, seines 
Zuschnittes und Lage (vorhandene, ausreichende Erschließung, geringe Einsehbarkeit) sehr 
gut für eine Bebauung mit einer Freiflächen- Photovoltaikanlage. Da für das Plangebiet 
darüber hinaus eine konkrete Anfrage eines Vorhabenträgers gegeben ist, kommen 
alternative Flächen derzeit nicht in Frage. 

 
Die Stadt Aulendorf ist sich darüber im Klaren, dass für großflächigere Photovoltaikanlagen 
grundsätzlich Konversionsflächen und andere vorbelastete Flächen herangezogen werden 
sollten. Jedoch hat der Gesetzgeber mit § 37 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. h) und i) EEG 2021 die 
Möglichkeit zur Förderung von Solaranlagen auf landwirtschaftlichen Flächen – sowohl Acker- 
als auch Grünland – grundsätzlich geschaffen. Auch diese gesetzgeberische Wertung und 
Zielrichtung soll im Rahmen der Planungshoheit der Gemeinden Berücksichtigung finden. Dies 
ist nötig, um den Umstieg auf die Nutzung erneuerbarer Energien zu erleichtern und somit die 
Klimaschutzziele der Bundesregierung zu erreichen. Da das Land Baden-Württemberg 
überproportional zum Anstieg der klimaschädlichen Treibhausgase beiträgt, müssen die CO2-
Emissionen reduziert werden (Quelle: https://um.baden- wuerttemberg.de/ 
de/klima/klimaschutz-in-baden-wuerttemberg/; zuletzt aufgerufen 28.06.2021). Von dem im 
integrierten Energie- und Klimaschutzkonzept genannten Ziel von 38 % Anteil der 
Erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung im Jahr 2020 war das Land Baden-
Württemberg 2019 jedoch noch deutlich entfernt, der Anteil erneuerbaren Energien an der 
Gesamtenergieerzeugung lag nach den Daten des statistischen Landesamtes bei etwa 30 %. 
 
Der Klimawandel ist eines der beherrschenden globalen Probleme unserer Zeit. Damit geht 
nicht einfach ein Anstieg der globalen Temperaturen einher. Die Auswirkungen des 
Klimawandels sind vielfältig und bergen auch für die Landwirtschaft in Mitteleuropa zahlreiche 
neue Herausforderungen und Probleme. Beispielsweise haben intensive Hitzeperioden seit 
1951 in Deutschland sowohl in ihrer Häufigkeit als auch Intensität zugenommen. Zudem gibt 
es erkennbare Tendenzen über eine zunehmende Häufigkeit von Starkregenereignissen. Es ist 
offensichtlich, dass beide Fälle auch für die Landwirtschaft zu zahlreichen Problemen führen, 
beispielsweise Ernteausfälle oder eine erschwerte Bewirtschaftung der Flächen, falls die 
durchnässten Böden für schwere Maschinen unbefahrbar werden. Außerdem können offene, 
unbefestigte Böden, wie sie derzeit im Änderungsbereich vorliegen, z.B. bei häufiger 
auftretenden Starkregenereignissen stärker der Erosion ausgesetzt werden. Auch der 
Wasserhaushalt wird nachhaltig verändert, da es häufiger zu niedrigen Grundwasserständen 
kommt. Dies wiederum kann die Wasserversorgung der Feldfrüchte beeinträchtigen (vgl. 
Monitoringbericht 2019 zur Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel des Umwelt-
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Bundesamtes). Die Bundesregierung, das Land Baden-Württemberg und die Stadt Aulendorf 
sehen es daher als dringend notwendig an, Maßnahmen zur Verminderung der 
Treibhausgasemissionen und Steigerung der Stromerzeugung mit erneuerbaren Energien zu 
ergreifen. Dies sollte aus den oben beschriebenen Gründen auch im Interesse der 
Landwirtschaft liegen. Ansonsten steht zu befürchten, dass im Laufe der nächsten Jahrzehnte 
keine Flächen, die der Definition einer Vorrangflur II genügen, mehr existieren. 
 
Es ist ein Anliegen der Stadt Aulendorf, einen aktiven Beitrag zum Erreichen der 
Klimaschutzziele der Bundes- und Landesregierung zu leisten. Die Nutzung von Solarenergie 
ist hierfür aktuell am vielversprechendsten, da bereits viele Biogasanlagen bestehen und 
Windenergieanlagen aufgrund ihrer Höhe und dem damit verbundenen massiven Eingriff in 
das Landschaftsbild und des großen artenschutzrechtlichen Konfliktpotenzials (insb. Rotmilan 
und Schwarzstorch) äußerst schwer zu entwickeln sind (vgl. beispielsweise die Planung zum 
Windpark im Röschenwald). Insgesamt sieht das Land Baden-Württemberg bei Photovoltaik 
und Windkraft in den nächsten Jahren die größten Zuwächse als notwendig an (Integriertes 
Energie- und Klimaschutzkonzept Baden-Württemberg, Stand 15.07.2014). Als Ziel für die 
Gewinnung von Sonnenenergie im Jahr 2020 wurde ein Anteil von 12 % genannt. Der Anteil 
lag 2019 noch bei unter 10 % (Statistisches Landesamt; Daten abgerufen am 06.07.2021), 
sodass hier noch deutlicher Entwicklungsbedarf besteht. Auf vielen großen Dachflächen im 
Gemeindegebiet befinden sich bereits Solarmodule. Zudem sind PV-Anlagen auf Dächern 
wegen ihrer weitaus geringeren Größe nicht mit der Leistung einer Freiflächenanlage 
vergleichbar. Die installierte Leistung in der geplanten Anlage beträgt knapp 2.000 kWp. Bei 
einem angenommenen Referenzwert von 1kWP ≈ 1.000 kWh können im Jahr mit der Anlage 
etwa 2.000 MWh Strom erzeugt werden. Damit ist der Beitrag einer einzelnen 
Freiflächenanlage deutlich größer als PV-Anlage auf Einfamilienhäusern, die durchschnittlich 
850-950 kWh im Jahr erzeugen (https://www.verbraucherzentrale.nrw/wissen/energie/ 
photovoltaikanlage-eigenen- strom-vom-dach-nutzen-24602; abgerufen am 06.07.2021). 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen stellen daher einen ebenso wichtigen Faktor in der 
Klimaschutzstrategie dar wie Photovoltaikanlagen auf Dachflächen. 
 
Konversionsflächen oder bereits versiegelte Flächen stehen für die Entwicklung einer 
Photovoltaikanlage in der angestrebten Größe von mehreren Hektar nicht zur Verfügung, 
sodass auf bislang unbebaute Flächen im Außenbereich zurückgegriffen werden muss. Für die 
Förderung kommen insbesondere Flächen entlang der Bahnlinie Herbertingen – Aulendorf in 
Frage. Bereits vor einigen Jahren hat die Stadt mehrere Standorte entlang der Bahnlinie auf 
ihre Eignung geprüft. Darunter war nicht nur der Bereich, in dem der nun gewählte Standort 
liegt, sondern auch der 110 m-Streifen gegenüber dem gewählten Standort, nördlich der 
Bahnlinie sowie zwei weitere potenzielle Standorte nördlich und südlich der Bahnlinie, 
westlich des Ortsteiles Blönried und südlich der "Achstraße". Dabei kam sie zu dem Ergebnis, 
dass die anderen Standorte ungeeignet sind, da gegen sie deren Einsehbarkeit und der damit 
verbundene erhebliche Eingriff in das Landschaftsbild, ihre naturschutzfachlich hochwertigen 
Böden sowie ein deutlich größeres artenschutzrechtliches Konfliktpotenzial sprach. Westlich 
von Blönried liegen gemäß Moorkarte (BK50) Niedermoorböden vor die laut den Angaben des 
LGRB ein (sehr) hohes Potenzial als Standort für die naturnahe Vegetation besitzen und mit 
einer Gesamtbewertung von 3,50 noch deutlich wertvoller sind als der Boden im 
Änderungsbereich. 
 
Der geplante Standort liegt im Außenbereich gemäß § 35 BauGB. Mit der Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und einer parallelen Änderung des 
Flächennutzungsplanes in diesem Bereich sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Ansiedlung und Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage geschaffen werden. 
Gleichzeitig wird durch die Planungen dem "Ziel 4.2.2" des Landesentwicklungsplanes 2002 
Baden-Württemberg (LEP 2002) Rechnung getragen. 
 
Die Stadt Aulendorf sieht auf Grund der o.a. Belange das Erfordernis, zur Verwirklichung des 
Vorhabens bauleitplanerisch tätig zu werden. 

 
Übergeordnete Planung 
Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Landesentwicklungsplanes 2002 
Baden- Württemberg (LEP 2002) des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg 
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maßgeblich: 
 4.2.2 Zur langfristigen Sicherung der Energieversorgung ist auf einen sparsamen 

Verbrauch fossiler Energieträger, eine verstärkte Nutzung regenerativer Energien 
sowie auf den Einsatz moderner Anlagen und Technologien mit hohem Wirkungsgrad 
hinzuwirken. Eine umweltverträgliche Energiegewinnung, eine preisgünstige und 
umweltgerechte Versorgung der Bevölkerung und die energiewirtschaftlichen 
Voraussetzungen für die Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Wirtschaft sind 
sicherzustellen. 

 5.1.1 Zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für land- 
und forstwirtschaftliche Nutzungen sind ausreichend Freiräume zu sichern. 

 5.3.2 Die für eine land- und forstwirtschaftliche Nutzung gut geeigneten Böden und 
Standorte, die eine ökonomisch und ökologisch effiziente Produktion ermöglichen, 
sollen als zentrale Produktionsgrundlage geschont werden; sie dürfen nur in 
unabweisbar notwendigem Umfang für andere Nutzungen vorgesehen werden. Die 
Bodengüte ist dauerhaft zu bewahren. 

 
Die Planung steht in keinem Widerspruch zu den o.g. für diesen Bereich relevanten Zielen des 
Landesentwicklungsplanes 2002 (LEP 2002) sowie des Regionalplanes Bodensee-
Oberschwaben. 
 
Die Stadt Aulendorf verfügt über einen rechtsgültigen Flächennutzungsplan und 
Landschaftsplan (genehmigt am 01.08.2011). Die überplante Fläche wird hierin als "Fläche 
für die Landwirtschaft", aber auch als potentielle Ausgleichsfläche dargestellt. Da die im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen und Gebiets-Einstufungen mit 
den Darstellungen des gültigen Flächennutzungsplanes nicht übereinstimmen, ist eine 
Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich. Diese erfolgt im so genannten 
Parallelverfahren (gem. § 8 Abs. 3 BauGB). 
 
Denkmäler im Sinne des Denkmalschutzgesetzes Baden-Württemberg (DSchG): siehe Punkt 
"Schutzgut Kulturgüter" des Umweltberichtes. 
 
Inhalte von anderen übergeordneten Planungen oder andere rechtliche Vorgaben werden 
durch diese Planung nicht tangiert. 

 
Entwicklung, allgemeine Zielsetzung und Systematik der Planung 
Der gewählte Standort eignet sich aufgrund seiner Topographie (leichte Geländeneigung 
Richtung Süden/Südosten) sehr gut zur Errichtung und effektiven Nutzung einer Freiflächen-
Photovoltaikanlage. Gemäß den Umwelt-Daten und -Kartendienst Online (UDO) der 
Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg beträgt die 
mittlere jährliche Sonneneinstrahlung 1.141 – 1.150 kWh/m². Aufgrund seiner Lage ist das 
Plangebiet von weiten Teilen der Umgebung nicht einsehbar. Darüber hinaus ist durch den 
bestehenden Feldweg bereits eine ausreichende Erschließung des Standortes gegeben. 
Weitere Ausführungen zum Standort sind dem nachfolgenden Umweltbericht zu entnehmen. 
 
Allgemeine Zielsetzung der Planung ist es, durch die Realisierung einer Freiflächen-
Photovoltaikanlage einen Beitrag zur umweltschonenden Energiegewinnung zu leisten. 
 
Durch die Wahl des Planungsinstrumentes "vorhabenbezogener Bebauungsplan" soll 
sichergestellt werden, dass die Schaffung von zusätzlichem Baurecht Zweck gebunden auf die 
o.g. Erfordernisse hin erfolgt. Eine Umnutzung der Fläche ist damit ausgeschlossen. Dabei 
wird neben dem Vorhaben- und Erschließungsplan der Durchführungsvertrag als 
Steuerungsinstrument zur Umsetzung des Vorhabens genutzt. Damit wird erreicht, dass das 
geplante Vorhaben umgesetzt wird. 
 
Der redaktionelle Aufbau des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes leitet sich aus der 
Hierarchie der Rechtsgrundlagen ab. 

 
Planungsrechtliche Vorschriften 
Die Bestimmung der Art der baulichen Nutzung stellt einen zentralen Punkt des 
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vorhabenbezogenen Bebauungsplanes dar. Die Bestimmung erfolgt nicht auf der Grundlage 
der Vorschriften des § 9 BauGB. Sie ist jedoch stark an die Systematik und Terminologie der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) angelehnt. Durch die Festsetzung des Nutzungs-Zweckes 
" Freiflächen-Photovoltaikanlage" soll eine dem Allgemeinverständnis zugängliche Zielrichtung 
vorgegeben werden. Die Art der baulichen Nutzung wird auf das geplante Vorhaben bezogen 
festgesetzt. Es wird also eine detaillierte Liste an zulässigen Nutzungen ausgearbeitet, die 
explizit an die für die Errichtung und den Betrieb einer Freiflächen-Photovoltaikanlage 
angepasst ist. Dies sind insbesondere die Freiflächen- Photovoltaikanlagen sowie die 
Transformatoren-Station zur Einspeisung der produzierten Elektrizität in das öffentliche 
Stromnetz. Darüber hinaus sind Nebengebäude zulässig, welche zur Aufbewahrung von 
Wartungsgeräten dienen. Die Errichtung von Nebengebäuden und Transformatoren- Stationen 
wurde auf eine maximale Grundfläche von 50 m² festgesetzt. Die Errichtung von baulichen 
Anlagen, die nicht der Erzeugung von Elektrizität aus solarer Strahlungsenergie dienen, wird 
damit auf das notwendige Maß begrenzt. Zudem ist die Errichtung von Zäunen zur 
Einfriedung der Anlage zulässig. Diese Festsetzungen stehen in einem unmittelbaren 
Zusammenhang mit dem abzuschließenden Durchführungsvertrag, da eine Zulässigkeit des 
Vorhabens nur gegeben ist, wenn der Durchführungsvertrag diese Festsetzungen zum 
Vertragsgegenstand hat. 
 
Die Festsetzungen über das Maß der baulichen Nutzung konzentrieren sich auf diejenigen 
Größen, die notwendig sind, eine eindeutige Abgrenzung des Vorhabens zu gewährleisten 

 Die Festsetzung von Grundflächenzahlen (GRZ) ergibt einen möglichst großen 
Spielraum für die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage. Der Wert der GRZ 
ist so gewählt, dass einerseits die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage 
erfolgen kann, andererseits wird hierdurch einer potentiellen städtebaulichen 
Fehlentwicklung durch übermäßige Bebauung entgegengewirkt. 

 Die Festsetzung einer Gesamthöhe der baulichen Anlagen schafft einen verbindlichen 
Rahmen zur Umsetzung der Freiflächen-Photovoltaikanlage. Die Höhenfestsetzung ist 
so gewählt, dass die technischen Anforderungen an das Aufständern der einzelnen 
Solarmodule eingehalten werden. Gleichzeitig trägt sie dazu bei, eine abweichende 
Bebauung auszuschließen und die Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu 
verringern. 

 
Die überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sind so festgesetzt, dass sie über die 
mögliche Größe der baulichen Anlagen auf Grund der Nutzungsziffern (Grundflächenzahl) 
hinausgehen. Die überbaubare Grundstücksfläche ist so gewählt, dass die Errichtung einer 
Freiflächen-Photovoltaikanlage technisch möglich ist und dem Bauherrn eine ausreichende 
Flexibilität hinsichtlich der exakten Positionierung der einzelnen Photovoltaik-Module 
verbleibt. 
 
Infrastruktur und Verkehrsanbindung 
Durch das Planungsgebiet verlaufen eine Wasserleitung der WVV Schussen-Rotachtal sowie 
eine Gasleitung der Thüga Energienetze GmbH. Die Funktionsfähigkeit der Leitungen darf 
durch das geplante Bauvorhaben nicht beeinträchtigt werden. Deshalb werden Leitungsrechte 
zu Gunsten des jeweiligen Versorgungsträgers sowie ein Schutzstreifen jeweils mit 3,00 m 
Abstand zu jeder Seite der Leitung festgesetzt. 
 
Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über den zwischen Plangebiet und Bahnlinie 
verlaufenden Feldweg. Das Plangebiet wird lediglich zu Wartungszwecken oder zur Pflege vom 
Betreiber angefahren. 
 
Im Rahmen der Erschließung wird eine Trafostation zu errichten sein. Auf die Festsetzung 
einer entsprechenden Fläche für diese Trafostation wird bewusst verzichtet. Trafostationen 
sind im Plan- gebiet allgemein zulässig, die exakte Lage kann dem Vorhaben- und 
Erschließungsplan entnommen werden. 
 
Die festgesetzte Nutzung des Gebietstyps als "Freiflächen-Photovoltaikanlage" ist auf eine 
Dauer von 30 Jahren ab Inbetriebnahme der PV-Anlage begrenzt. Diese Festsetzung ist in der 
Wirtschaftlichkeit der geplanten Anlage begründet, deren Lebensdauer auf etwa 30 Jahre 
begrenzt ist. Nach dem Ende der Nutzung der PV-Anlage ist diese vollständig rückzubauen 
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und zu entsorgen. Die Flächen im Plangebiet werden wieder in ihren ursprünglichen Zustand 
zurückversetzt. Als Folgenutzung wird eine landwirtschaftliche Nutzung bestimmt. 
 
Landwirtschaft: 
Die Belange der Landwirtschaft werden im Rahmen der Bauleitplanung berücksichtigt. 
Konversionsflächen oder bereits versiegelte Flächen wurden geprüft. Für die Entwicklung einer 
Photovoltaikanlage stehen diese Flächen in der angestrebten Größe von mehreren Hektar 
nicht zur Verfügung, sodass auf bislang unbebaute Flächen im Außenbereich zurückgegriffen 
werden muss. 
 
Auswirkungen auf die Umwelt: 
Seitens Angrenzer wurde Bedenken gegen das Vorhaben hinsichtlich der Veränderungen in 
der Landschaft und visueller Beeinträchtigungen vorgebracht – diese wurde gemeinsam 
abgestimmt. Im Ergebnis wird zur Abschirmung der nördlich der PV-Anlage gelegenen 
Wohnbebauung der Zaun entlang des Feldweges von der nordöstlichen Ecke in Richtung 
Westen bis zum Einfahrtstor mit einer blickdichten Plane mit natürlicher Farbgebung (z.B. 
dunkelgrün) versehen. 
 
 
 

 
Beschlussantrag: 

1. Der Gemeinderat billigt den Entwurf zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
„Photovoltaik-Freiflächenanlage Gewann Buchhölzle“ mit Stand vom 06.07.2021. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt den vBP „Photovoltaik-Freiflächenanlage Gewann 
Buchhölzle“ mit Stand vom 06.07.2021 verkürzt öffentlich auszulegen und die Träger 
öffentlicher Belange zu beteiligen. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt die Auslegung bekannt zu machen. 
  
 

 
Anlagen: 
vBP PVFA Buchhölzle – Planteil vom 06.07.2021 
vBP PVFA Buchhölzle – Textteil vom 06.07.2021 
vBP PVFA Buchhölzle – Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen 
vBP PVFA Buchhölzle – Hinweispapier NABU 
ABO Wind – Beschreibung Vorhaben vom 02.07.2021 
ABO Wind – Vorhaben- und Erschließungsplan vom 06.07.2021 
Natura2000 – Vorprüfung vom 01.07.2020 
Natura2000 – Bestands- und Schutzgebietsplan vom 11.12.2019 
Natura2000 – Lageplan vom 18.12.2019 
Natura2000 – Fotodokumentation 
Ramos – Untersuchung Brutvögel vom 28.07.2020 
 
 
 

 

Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 
  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  
Aulendorf, den 16.07.2021 
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